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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß des Abkommens 
über handelspolitische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Islamischen Republik Pakistan 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 114, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in der Erwägung, daß das Abkommen über han- 
delspolitische Zusammenarbeit, das zwischen der 
Gemeinschaft und der Islamischen Republik Pakistan 
ausgehandelt wurde, zu schließen ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Islamischen Republik Pakistan, 
dessen Wortlaut dieser Verordnung beigefügt ist, 
wird im Namen der Gemeinschaft geschlossen. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates notifiziert der anderen Ver- 
tragspartei gemäß Artikel 15 des Abkommens, daß 
die für das Inkrafttreten des Abkommens erforder- 
lichen Verfahren in bezug auf die Gemeinschaft 
abgeschlossen sind. 

Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird in dem in Artikel 8 des Ab- 
kommens vorgesehenen Gemischten Ausschuß durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vertreten, die von Vertretern der Mitgliedstaaten 
unterstützt wird. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Abkommen über die handelspolitische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Islamischen Republik Pakistan 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 
einerseits, 

DIE REGIERUNG DER ISLAMISCHEN REPUBLIK 

PAKISTAN 

andererseits, 

eingedenk der freundschaftlichen Beziehungen und 
historischen Bindungen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Islamischen Republik Pakistan und ihres gemein- 
samen Wunsches, ihre Handels- und Wirtschaftsbe- 
ziehungen zu festigen und auszubauen, 

entschlossen, ihre Wirtschafts- und Handelsbezie- 
hungen auf der Grundlage vergleichbarer Vorteile 
und gegenseitigen Nutzens zu festigen, zu vertiefen 
und vielseitiger zu gestalten, 

in der Überzeugung, daß eine moderne Handels- 
politik ein wichtiges Instrument zur Förderung der 
internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit ist, | 
in Bekräftigung ihres gemeinsamen Wunsches, j 
ihren Beitrag zu einer neuen Phase der internatio- i 
nalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu leisten i 
und die Entfaltung ihrer menschlichen und materiel- j 
len Kräfte auf der Grundlage von Freiheit, Gleich- j 
heit und Gerechtigkeit zu fördern, j 

haben beschlossen, ein Abkommen über handeis- | 
politische Zusammenarbeit zu schließen, und haben j 
hierfür als Bevollmächtigte ernannt | 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN I 

GEMEINSCHÄFTEN j 

DIE REGIERUNG DER ISLAMISCHEN REPUBLIK I 
PAKISTAN j 

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehö- | 
rig befundenen Vollmachten i 

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: | 

A r t i k e 1 1 | 

Die Vertragsparteien bauen ihren Handel auf der 
Grundlage vergleichbarer Vorteile und gegenseiti- 
gen Nutzens aus, um zu ihrem wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt und zur Verbesserung des Aus- 
gleichs ihrer beiderseitigen Handelsbilanz auf einem 
möglichst hohen Niveau beizutragen. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien räumen einander in ihren Han- 
delsbeziehungen die Meistbegünstigungsklausel in 


Übereinstimmung mit dem Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen ein. 

Artikel 3 

Die Vertragsparteien räumen einander bei der Ein- 
fuhr und Ausfuhr das Höchstmaß an Liberalisierung 
ein, das sie gegenüber dritten Ländern im allgemei- 
nen anwenden; sie bemühen sich, bei den für die 
eine oder andere Vertragspartei wichtigen Erzeug- 
nissen möglichst weitgehende Erleichterungen zu 
schaffen, die mit ihrer Politik und ihren jeweiligen 
Verpflichtungen vereinbar sind. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Ausbau 
und die Diversifizierung ihres Handels auf einem 
möglichst hohen Niveau zu fördern. Sie treffen zur 
Erreichung dieses Ziels alle zweckdienlichen Maß- 
nahmen, einschließlich besonderer Maßnahmen, die 
auf Grund der Struktur und der Möglichkeiten die- 
ses Handels erforderlich sind. 

Artikel 5 

Die Vertragsparteien können ihre wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, sofern sie den Handel betrifft, in 
Bereichen, die für beide Parteien von Interesse sind, 
unter Berücksichtigung der Entwicklung ihrer eige- 
nen Wirtschaftspolitik ausbauen. 

Artikel 6 

Die Vertragsparteien vereinbaren, zur Durchführung 
der Artikel 4 und 5 die Kontakte und die Zusammen- 
arbeit zwischen ihren Wirtschaftsorganisationen aus- 
zubauen und die zu diesem Zweck geschaffenen oder 
zu schaffenden Einrichtungen zu unterstützen. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien bemühen sich, ihre Zusammen- 
arbeit im Handel und in verwandten Wirtschafts- 
bereichen in dritten Ländern zu verstärken, soweit ' 
es in ihrem beiderseitigen Interesse liegt. 

Artikels 

1. Es wird ein Gemischter Ausschuß eingesetzt, der 
aus Vertretern der Gemeinschaft und Vertre- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 6. Mai 1976 - 14 - 680 70 - E - Ha 43/76: 

Die Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. April 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsempfehlung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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tern Pakistans besteht. Der Gemischte Ausschuß 
tagt einmal jährlich. Weitere Tagungen können 
auf Antrag einer der Vertragsparteien im gemein- 
samen Einvernehmen einberufen werden. 

2. Der Gemischte Ausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung und bestimmt sein Arbeitsprogramm. 

3. Der Gemischte Ausschuß kann Fachunteraus- 
schüsse einsetzen, die ihn bei der Erfüllung sol- 
cher Aufgaben unterstützt, die er überträgt. 

Artikel 9 

Der Gemischte Ausschuß sorgt für das ordnungsge- 
mäße Funktionieren dieses Abkommens und erarbei- 
tet und empfiehlt praktische Maßnahmen zur Errei- 
chung der darin gesetzten Ziele. Er untersucht alle 
Schwierigkeiten, die den Ausbau und die Diversifi- 
zierung des Handels zwischen den Vertragsparteien 
behindern könnten. 

Artikel 10 

Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Auf- 
gabe: 

a) Mittel zu untersuchen und auszuarbeiten, um die 
Handelshemmnisse, insbesondere die nichttarifä- 
ren und zollähnlichen Hemmnisse, die in einzel- 
nen Handelsbereichen bestehen, zu beseitigen, 
wobei die betreffenden Arbeiten der zuständigen 
internationalen Organisationen auf diesem Gebiet 
zu berücksichtigen sind, 

b) sich zu bemühen, Mittel zu finden, um die Durch- 
führung einer Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsparteien in Wirtschaft und Handel zu 
fördern, soweit diese zum Ausbau und zur Diver- 
sifizierung ihres Handels beiträgt, 

c) den Informationsaustausch zu erleichtern und 
Kontakte in allen Fragen zu fördern, die die Zu- 
sammenarbeit zwischen den Vertragsparteien in 
der Wirtschaft auf einer beiderseits vorteilhaften 
Grundlage sowie die Schaffung günstiger Voraus- 
setzungen für diese Zusammenarbeit betreffen. 

Artikel 11 

Der Gemischte Ausschuß hat auch die Aufgabe, für 
das ordnungsgemäße Funktionieren der sektoralen 


Abkommen zwischen den Vertragsparteien zu sor- 
gen und übt dazu die Befugnisse aus, die den nach 
Maßgabe dieser Abkommen eingesetzten oder ein- 
zusetzenden Gemischten Ausschüssen übertragen 
wurden. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen dieses Abkommens ersetzen die 
Bestimmungen der zwischen den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und Pakistan geschlossenen Abkom- 
men, soweit diese mit ihnen unvereinbar oder iden- 
tisch sind. 

Artikel 13 

Die Anhänge sind Bestandteil dieses Abkommens. 

Artikel 14 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft nach den in diesem Vertrag festgeleg- 
ten Bedingungen Anwendung findet, und für die 
Gebiete, in denen die Verfassung der Islamischen 
Republik Pakistan gilt. 

Artikel 15 

1. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Mo- 
nats nach dem Tag in Kraft, an dem die Vertrags- 
parteien einander den Abschluß der hierfür er- 
forderlichen Verfahren notifizieren. 

2. Dieses Abkommen wird für die Dauer von fünf 
Jahren geschlossen. Es wird jeweils um ein wei- 
teres Jahr verlängert, wenn es nicht sechs Mona- 
te, bevor es abläuft, von einer Vertragspartei 
gekündigt worden ist. 

3. Im Einvernehmen der Vertragsparteien kann die- 
ses Abkommen jedoch jederzeit geändert wer- 
den, um etwaigen neuen Entwicklungen in der 
Wirtschaft und in der Wirtschaftspolitik beider 
Seiten Rechnung zu tragen. 

Artikel 16 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, französi- 
scher, italienischer und niederländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. 
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Anhang 1 


Gemeinsame Erklärung über die Arbeitsweise 

des Gemischten Ausschusses | 

1. Die Vertreter der Vertragsparteien im Gemisch- | 
ten Ausschuß übermitteln die vereinbarten Emp- 
fehlungen ihren jeweiligen Behörden zu. mög- 
lichst rascher und umfassender Beratung und 
Durchführung. Ist der Gemischte Ausschuß außer- 
stande, eine Empfehlung über eine von einer 
Vertragspartei als dringend oder wichtig angese- 
hene Angelegenheit abzugeben, so unterbreitet 
er den Standpunkt beider Seiten diesen Behör- 
den zur weiteren Beratung. 

2. Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen und Emp- 


fehlungen berücksichtigt der Gemischte Ausschuß 
in angemessener Weise die Entwicklungspläne 
der Islamischen Republik Pakistan und die Ent- 
wicklung der Gemeinschaftspolitik in den Berei- 
chen Wirtschaft, Industrie, Sozialpolitik, Wissen- 
schaft und Umwelt sowie den Stand der wirt- 
schaftlichen Entwicklung beider Vertragsparteien. 

3. Der Gemischte Ausschuß prüft die Möglichkeiten 
für einen wirksamen Einsatz aller Instrumente, 
die neben den Meistbegünstigungszollsätzen und 
den allgemeinen Präferenzen zur Verfügung ste- 
hen, und gibt entsprechende Empfehlungen ab, 
um den Handel mit für die Islamische Republik 
Pakistan wichtigen Erzeugnissen zu fördern. 
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Erklärung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über Zolltarifangleichungen und andere 
handelserleichternde Maßnahmen 

1. Die Gemeinschaft hat am 1. Juli 1971 auf der 
Grundlage der Entschließung Nr. 21 (II) der Zwei- 
ten Welthandelskonferenz von 1968 autonom ein 
Schema der Allgemeinen Zollpräferenzen in Kraft 
gesetzt. Die Gemeinschaft ist bereit, im Zuge 
ihrer Bemühungen um eine Verbesserung dieses 
Schemas das Interesse der Islamischen Republik 
Pakistan an der Erweiterung und Vertiefung 
ihrer Handelsbeziehungen mit der Gemeinschaft 
zu berücksichtigen. 

2. Die Gemeinschaft ist bereit, im Gemischten Aus- 
schuß Möglichkeiten für Zolltarifangleichungen zu 
prüfen, um den Ausbau des Handels mit Pakistan 
zu fördern. 

3. In Anerkennung der lebenswichtigen Bedeutung 
der Ausfuhren von Baumwollerzeugnissen und 


Anhang 2 

von Basmati-Reis für die wirtschaftliche Entwick- 
lung von Pakistan ist die Gemeinschaft bereit, im 
Gemischten Ausschuß den gegenwärtigen Stand 
des Handels zwischen Pakistan und der Gemein- 
schaft mit diesen Erzeugnissen zu prüfen und 
Möglichkeiten zu erkunden, diesen Handel zu 
erleichtern, und zwar was Baumwollerzeugnisse 
anbetrifft soweit das bestehende Abkommen zwi- 
schen den Vertragsparteien und ihre multilatera- 
len Verpflichtungen dies gestatten. 

4. Die Gemeinschaft nimmt zur Kenntnis, daß die 
Islamische Republik Pakistan gleichfalls bereit 
ist, im Gemischten Ausschuß etwaige Vorschläge 
der Gemeinschaft über Zolltarifangleichungen 
durch die Islamische Republik Pakistan im Hin- 
blick auf den Ausbau des Handels zwischen den 
Vertragsparteien zu erörtern, wobei die Entwick- 
lungsbedürfnisse von Pakistan berücksichtigt 
werden. 


! 
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Anhang 3 

Erklärung der Islamischen Republik Pakistan über 
Zolltarif angleichungen und andere 
handelserleichternde Maßnahmen 


2. Die Islamische Republik Pakistan nimmt auch 
zur Kenntnis, daß die Gemeinschaft ebenfalls 
bereit ist, im Gemischten Ausschuß Möglichkei- 
ten für Zolltarifangleichungen zu prüfen, um die 
Entwicklung des Handels mit Pakistan zu fördern. 


In diesem Zusammenhang ist zu erwarten, daß 
die Islamische Republik Pakistan der Gemein- 
schaft Waren zur Prüfung im Gemischten Aus- 
schuß angeben wird, für die solche Zugeständ- 
nisse gewünscht werden. 

Die Islamische Republik Pakistan nimmt ferner 
zur Kenntnis, daß die Gemeinschaft bereit ist, im 
Gemischten Ausschuß den gegenwärtigen Stand 
des Handels zwischen Pakistan und der Gemein- 
schaft mit Baumwollerzeugnissen und Basmati- 
Reis zu prüfen und Möglichkeiten zu erkunden, 
diesen Handel zu erleichtern, und zwar was 
Baumwollerzeugnisse anbetrifft, soweit das be- 
stehende Abkommen zwischen den Vertragspar- 
teien und ihre multilateralen Verpflichtungen 
dies gestatten. 

Die Islamische Republik Pakistan ist auch bereit, 
im Gemischten Ausschuß etwaige Vorschläge der 
Gemeinschaft über Zolltarifangleichungen durch 
die Islamische Republik Pakistan im Hinblick auf 
den Ausbau des Handels zwischen den Vertrags- 
parteien zu prüfen, wobei die Entwicklungsbe- 
dürfnisse von Pakistan berücksichtigt werden. 


1. Die Islamische Republik Pakistan nimmt zur 
Kenntnis, daß die Gemeinschaft bereit ist, im 
Zuge ihrer Bemühungen um eine Verbesserung 
des Schemas der Allgemeinen Präferenzen das 
Interesse der Islamischen Republik Pakistan an 
der Erweiterung und Vertiefung ihrer Handels- 
beziehungen mit der Gemeinschaft zu berücksich- 
tigen. Die Islamische Republik Pakistan wird in 
diesem Zusammenhang der Gemeinschaft die 
Punkte zur Prüfung unterbreiten, in denen die 
Allgemeinen Präferenzen der Gemeinschaft, ins- 
besondere im Zusammenhang mit der gemein- 
samen Absichtserklärung, verbessert werden 
können. 


3. 
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Begründung 

1. Am 15. Oktober 1974 hat der Rat die Kommis- 
sion ermächtigt, Verhandlungen mit Pakistan im 
Hinblick auf den Abschluß eines Abkommens über 
handelspolitische Zusammenarbeit aufzunehmen. Der 
Rat hat gleichzeitig eine Reihe von Richtlinien für 
diese Verhandlungen gebilligt. 

2. Die Verhandlungen wurden offiziell am 4. No- 
vember 1974 auf genommen, nachdem der durch Arti- 
kel 113 des Rom- Vertrages zur Unterstützung der 
Kommission in solchen Verhandlungen gegründete 
Sonderausschuß zusammengetroffen war. Eine zweite 
Verhandlungsrunde fand am 12. Dezember 1974 statt, 
an deren Ende beide Delegationen mit den Bedin- 
gungen eines Vertrages grundsätzlich einverstanden 
waren. Der pakistanischen Delegation war es jedoch 
nicht möglich den Vorschlägen der Kommission über 
Beschaffenheit und Umfang von Anhängen zuzu- 
stimmen. Unterstützt durch weitere Treffen des 
Sonderausschusses vom 27. Oktober und 10. Novem- 
ber 1975 war die Kommission nunmehr in der Lage, 
ihre Vorschläge hinsichtlich der noch offenstehenden 
Punkte zu verbessern und konnte die Annahme der 
revidierten Vorschläge durch die pakistanischen 
Behörden nach informellen Kontakten sowohl in 
Brüssel als auch in Islamabad sicherstellen, wo die 
im Anhang beigefügten Texte am 16. März 1976 
paraphiert wurden. Es handelt sich dabei um die 
nachstehend aufgeführten Texte, die in englischer 
Sprache verfaßt wurden: 

— Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Islamischen Republik Paki- 
stan; 

— Anlage 1, Gemeinsame Erklärung über die Ar- 
beitsweise des Gemischten Ausschusses; 

— Anlage 2, Erklärung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über Zolltarifangleichungen 
und andere handelserleichternde Maßnahmen; 

— Anlage 3, Erklärung der Islamischen Republik 
Pakistan über Zolltarifangleichungen und andere 
handelserleichternde Maßnahmen. 

3. Der Wortlaut des hier vorgeschlagenen Abkom- 
mens ist mutatis mutandis identisch mit dem mit Sri 
Lanka abgeschlossenen Abkommen, mit Ausnahme 
einiger wörtlicher Änderungen ohne praktische 
Bedeutung und einer Neuformulierung der Entwick- 
lungsklausel (Artikel 15 para. 3) ebenfalls wieder 
ohne inhaltliche Änderung. 

4. Als die Verhandlungsrichtlinien in den verschie- 
denen Ratsgremien erörtert wurden, vrar die Bean- 
tragung ähnlicher Zollkonzessionen durch die paki- 
stanische Seite ins Auge gefaßt worden, wie sie in 
den Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit mit Indien und später mit Sri Lanka gewährt 
wurden. Pakistan hat zwar auch einen Antrag auf 
Zollzugeständnisse vorgelegt; er beschränkte sich 
jedoch nicht wie in den anderen Fällen auf die bila- 
terale Bindung von bereits angewandten Zollausset- 
zungen. Dagegen beantragte Pakistan die stufenwei- 
se Abschaffung des GZT-Zollsatzes von 7 v. H. auf 


ungezwirnte Baumwollgarne, die Zurückerstattung 
an Pakistan zu Entwicklungszwecken der auf die 
Gemeinschaftseinfuhren von pakistanischem Basmati- 
Reis erhobenen Abschöpfungen und außerdem 
Zugeständnisse im Rahmen des Allgemeinen Zoll- 
präferenz-Schemas für Sportartikel und einigen Er- 
zeugnissen aus dem Ledersektor. Die Kommission 
lehnte diese Anträge ab und bot dagegen nach Bera- 
tung im Sonderausschuß (Artikel 113) an, den Um- 
fang der Gemeinschaftserklärung über Zolltarifan- 
gleichungen (Anlage 2) durch Hinzunahme des Wort- 
lautes „andere handelserleichternde Maßnahmen" 
und durch Einsatz des folgenden Paragraphen in den 
Text zu erweitern. 

„3. In Anerkennung der lebenswichtigen Bedeutung 
der Ausfuhren von Baumwollerzeugnissen und 
von Basmati-Reis für die wirtschaftliche Entwick- 
lung von Pakistan ist die Gemeinschaft bereit, 
im Gemischten Ausschuß den gegenwärtigen 
Stand des Handels zwischen Pakistan und der 
Gemeinschaft mit diesen Erzeugnissen zu prüfen 
und Möglichkeiten zu erkunden, diesen Handel 
zu erleichtern, und zwar was Baumwollerzeug- 
nisse anbetrifft, soweit das bestehende Abkom- 
men zwischen den Vertragsparteien und ihre 
multilateralen Verpflichtungen dies gestatten." 

In Pakistans gegenseitiger Erklärung in Anhang 3 
waren diese vorgeschlagenen Änderungen ebenfalls 
entsprechend vorzunehmen. Die Behörden von Paki- 
stan haben nach einigem Zögern die Vorschläge an- 
genommen. Somit ergeben die Texte in Anhang 2 
und 3 das in dieser Hinsicht erzielte Einverständnis. 
Die Kommission ist davon überzeugt, daß der Inhalt 
dieser Anhänge den Richtlinien des Rates voll ent- 
spricht ebenso wie die Bestimmungen von Anhang 1 
über die Arbeitsweise des Gemischten Ausschusses, 
der sich eng an den entsprechenden Anhang im 
Abkommen mit Sri Lanka anlehnt. 

5. In den Verhandlungsrichtlinien wurde die Kom- 
mission aufgefordert, die Bedingungen zu erkunden, 
unter denen die Gemeinschaft von Pakistan eine 
Verpflichtungserklärung für den nichtdiskriminie- 
renden Zugang zu seinen Rohstoffquellen erlangen 
könnte. Die Delegation von Pakistan erklärte in 
Sondierungsgesprächen, daß sie nicht bereit sei, ihrer 
Behörde eine solche Verpflichtung zu empfehlen und 
glaube auch nicht, daß ihre Regierung eine solche 
Bindung ohne eine entsprechende Verpflichtung von 
Seiten der Gemeinschaft in Erwägung ziehen könnte. 
Der Sonderausschuß wurde hiervon unterrichtet. Da 
bestimmte Mitgliedstaaten nicht geneigt waren, 
irgendeine Verpflichtung für den Zugang zu ihren 
Rohstoffquellen einzugehen, betrachtete es die Kom- 
mission als zwecklos, Verhandlungen über den Ein- 
schluß einer solchen spezifischen Klausel in das Ab- 
kommen über handelspolitische Zusammenarbeit mit 
Pakistan aufzunehmen. Sollten der Gemeinschaft 
Schwierigkeiten beim Einkauf auf nichtdiskriminie- 
render Grundlage von Rohstoffen aus Pakistan ent- 
stehen, so könnte diese Frage insbesondere auf 
Grund der Artikel 3, 9 und 10 des hier vorgeschla- 
genen Abkommens im Gemischten Ausschuß aufge- 
worfen werden, um praktische Maßnahmen zur 
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Lösung des Problems zu erkunden und auszuarbei- 
ten. 

6. Die Kommission empfiehlt hiermit dem Rat: 

— festzustellen, daß die Kommission dem Ersuchen 
des Rates entsprochen hat, die Möglichkeit zu 
erkunden, ob in das Abkommen eine Klausel 
über den nichtdiskriminierenden Zugang der Ge- 
meinschaft zu den Rohstoffquellen Pakistans ein- 
gefügt werden kann; 


— die Verfahren zur Unterzeichnung und zum Ab- 
schluß eines Abkommens über handelspolitische 
Zusammenarbeit mit Pakistan einzuleiten. 

7, Im Hinblick auf den Abschluß des Abkommens 
und seine Durchführung übersendet die Kommission 
hiermit dem Rat: 

— eine Empfehlung einer Verordnung (EWG) des 
Rates über den Abschluß des Abkommens über 
handelspolitische Zusammenarbeit mit Pakistan. 
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